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Muster- Satzung über die Erhebung von  

 

               - Abwassergebühren,  

               - Kanalanschluss-Beiträgen, 

               - Kostenersatz für Grundstückanschlüsse  

                        

                        In der Stadt/Gemeinde ...... 

  

(Stand: 12.09.2016)  

 

 

 
Am 16.07.2016 ist das neue Landeswassergesetz NRW in Kraft getreten (GV. NRW. 
2016, S. 559 ff.). Vor diesem Hintergrund ist die nachfolgende Muster-Satzung über 
die Erhebung von Abwassergebühren, Kanalanschluss-Beiträgen und den Kosten-
ersatz für Grundstücksanschlüsse überarbeitet worden. 
 
Diese Muster-Satzung ist in Abstimmung mit dem Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen und dem Ministerium für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen und der Kommunal Agentur NRW  erstellt worden. 
  

 

 

 

_ 
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Wichtige Hinweise zur Anwendung der Mustersatzung:  
 
1. Kennzeichnung der Änderungen 
 
Die Änderungen im Vergleich zur vorherigen Mustersatzung 2013 sind in blauer Schrift-
farbe gekennzeichnet grau hinterlegt.  
 
2. Notwendigkeit einer Regelung zum Kostenersatz (§ 10 KAG NRW) 
 
Eine satzungsrechtliche Regelung über den Kostenersatz nach § 10 KAG NRW (§§ 
20 bis 24 dieser Muster-Satzung) ist nur dann erforderlich, wenn die Grundstücksan-
schlüsse kein Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage der Gemeinde sind. Sind 
die Grundstücksanschlüsse nach der Abwasserbeseitigungssatzung (Entwässerungsat-
zung) der Gemeinde zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage bestimmt worden, 
so werden die Kosten für die Grundstücksanschlüsse über Kanalanschlussbeiträge 
und/oder die Benutzungsgebühren finanziert. Die Muster-
Abwasserbeseitigungssatzung des StGB NRW 2016 geht im Satzungstext davon 
aus,  dass die Grundstücksanschlussleitungen Bestandteil der öffentlichen Abwas-
seranlage der Gemeinden sind. 
 
Der rechtliche Hintergrund stellt sich insoweit wie folgt dar: 
 
Nach § 56 Wasserhaushaltsgesetz des Bundes (WHG) in Verbindung mit § 46 Abs. 1 
Landeswassergesetz NRW (LWG NRW) sind die Städte und Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen verpflichtet, das auf den Grundstücken in ihrem Zuständigkeitsgebiet anfallen-
de Abwasser zu beseitigen. Abwasser ist Schmutzwasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG) 
und Niederschlagswasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG). Die Städte und Gemeinden 
betreiben zur Erfüllung der ihnen obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht kommunale 
Abwasserentsorgungseinrichtungen. Hierunter ist die Gesamtheit des personellen und 
sachlichen Mitteleinsatzes zu verstehen, welcher benötigt wird, um das auf den Grundstü-
cken anfallende Abwasser zu entsorgen. Hierzu gehören z. B. die öffentlichen Abwasser-
kanäle wie etwa Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle, Regenwasserkanäle, Klär-
anlagen, Sonderbauwerke, wie etwa Regenüberlaufbecken und Regenrückhaltebecken. 
Soweit allerdings Abwasserbehandlungsanlagen (wie z. B. Kläranlagen) von sonderge-
setzlichen Wasserverbände errichtet und betrieben werden (§ 53 LWG NRW), gehören 
diese nicht zu Abwasserentsorgungseinrichtung der Gemeinde. 
 
Weder das WHG noch das LWG NRW treffen gesetzliche Regelungen darüber, was zur 
öffentlichen (kommunalen) Abwasserentsorgungseinrichtung gehört bzw. wo diese endet 
(z. B. an der privaten Grundstücksgrenze). Die abwasserbeseitigungspflichtige Ge-
meinde bestimmt in ihrer Abwasserbeseitigungssatzung (Entwässerungssatzung), 
was zu ihrer Abwasserentsorgungseinrichtung gehört, d.h. wo diese endet (so aus-
drücklich: OVG NRW, Beschluss vom 21.06.2010 – Az.: 15 A 426/10; OVG NRW, Be-
schluss vom 26.03.2012 – Az.: 14 A 2688/09).  
 
Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören grundsätzlich die Hauptkanäle (Mischwasser-
kanäle, Schmutzwasserkanäle und Regenwasserkanäle) in der öffentlichen Straße.  
 
Im Hinblick auf den Anschluss der privaten Grundstücke an die öffentliche Abwasserent-
sorgungseinrichtung (öffentliche Abwasseranlage) wird weiterhin zwischen dem so ge-
nannten Grundstücksanschluss (Grundstücksanschlussleitung = Leitung zwischen dem 
öffentlichen Hauptkanal in der öffentlichen Straße bis zur privaten Grundstücksgrenze) 
und dem so genannten Hausanschluss (Hausanschlussleitung = Leitungsstrecke auf 
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dem privaten Grundstück von der privaten Grundstücksgrenze bis in das Gebäude hinein 
oder zu dem Ort auf dem Grundstück, wo das Abwasser anfällt) unterschieden.  
 
In Nordrhein-Westfalen gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keine Stadt und 
auch keine Gemeinde, welche die Hausanschlüsse (Hausanschlussleitungen) auf 
dem privaten Grundstück zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage erklärt hat.  
Dieses findet seinen Grund insbesondere darin, dass die privaten Grundstücke flächen-
mäßig unterschiedlich groß sind, so dass auch unterschiedliche Leitungslängen der 
Hausanschlussleitungen auf den privaten Grundstücken festzustellen sind. Hinzu kommt, 
dass bei Grundstücken, die unmittelbar mit der Gebäude-Außenwand an den öffentlichen 
Bürgersteig angrenzen keine Hausanschlussleitung vorhanden ist, sondern es gibt hier 
lediglich einen Grundstücksanschluss. Außerdem sind auch bei Grundstücken mit Haus-
anschlussleitungen die Kosten für die Erneuerung bzw. Sanierung sehr unterschiedlich je 
nachdem wie sich die Situation auf dem privaten Grundstück darstellt. So ist z. B. die Auf-
nahme eines Naturstein-Pflasters zur Erneuerung der Hausanschlussleitung in offener 
Bauweise (Trassengraben) erheblich teurer als wenn die Hausanschlussleitung unterhalb 
einer Rasenfläche verläuft. Diese unterschiedlichen Kosten lassen es aus Sicht der Städ-
te bzw. Gemeinden vorzugswürdiger erscheinen, dass jeder Grundstückeigentümer für 
die Hausanschlussleitung auf seinem privaten Grundstück selbst verantwortlich ist und  
auch unter Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) die Haus-
anschlüsse selbst finanziert.  
 
Allerdings haben ca. 50 % der 396 Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen in 
der Abwasserbeseitigungssatzung (Entwässerungssatzung) geregelt, dass die sog. 
Grundstücksanschlüsse Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage sind. In den 
anderen ca. 50 % der Städte und Gemeinden gehören die Grundstücksanschlüsse nicht 
zur öffentlichen Abwasseranlage. Damit sind die Grundstücksanschlüsse in diesen Städ-
ten und Gemeinden dann eine private Abwasserleitung im öffentlichen Verkehrsraum (öf-
fentlichen Straßengrundstück). 
 
Nach dem OVG NRW (Beschluss vom 26.03.2012 – Az. 14 A 2688/09 -; Beschluss vom 
18.06.2012 – Az.: 15 A 989/12) gilt, dass bei einem Grundstücksanschluss, der kein 
Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage ist, den Grundstückseigentümer die Pflicht 
trifft, den Grundstücksanschluss und den Hausanschluss herzustellen und in einem 
ordnungsgemäßen Zustand zu unterhalten (vgl. zur Instandhaltungs- und Sanierungs-
pflicht für private Ableitungen: OVG NRW, Beschluss vom 16.06.2015 – Az.: 15 A 
1068/15 - ; OVG NRW, Beschluss vom 25.04.2016 – Az.: 15 B 189/16 - ; OVG NRW, Be-
schluss vom 07.01.2016 – Az.: 15 B 189/16 - ; OVG NRW,. Beschluss vom 24.08.2015 – 
Az.: 15 A 2349/14 - ; OVG NRW, Urteil vom 10.10.1997 – Az.: 22 A 2742/94 – NWVBl 
1998, S. 198).  

 
Allerdings besteht nach § 10 KAG NRW für die Gemeinde die Möglichkeit, in diese 
Pflicht des Grundstückseigentümers einzutreten und satzungsrechtlich zu regeln, dass die 
Gemeinde im Hinblick auf den Grundstücksanschluss die Pflichten des Grundstücksei-
gentümers zur Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung sowie Unterhaltung 
übernimmt und hierfür den sog. Kostenersatzanspruch nach § 10 KAG NRW gegenüber 
dem konkret betroffenen Grundstückseigentümer geltend macht. Dieses muss die Ge-
meinde nicht nur in der Abwasserbeseitigungssatzung klar regeln, sondern es müssen 
darüber hinaus auch satzungsrechtlichen Regelungen zum Kostenersatzrecht erlassen 
werden (so: OVG NRW, Beschluss vom 26.03.2012 – Az. 14 A 2688/09). Diese Regelun-
gen finden sich in den §§ 20 bis 24 dieser Muster-Satzung (siehe hierzu auch die A. All-
gemeine Anmerkungen und B. Besondere Anmerkungen Nr. 32). 
 
3. Getrennte Benutzungsgebühren 
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Die Muster-Satzung geht von der Erhebung einer Schmutzwassergebühr und einer Re-
genwassergebühr aus, weil die Erhebung einer gesonderten Regenwassergebühr Pflicht 
ist (so: OVG NRW, Urteil vom 18.12.2007  – Az.: 9 A 3648/04 –). 
 
4. Bezeichnungen  
 
Die Bezeichnung der männlichen Form (z. B. der Eigentümer) gilt gleichermaßen für die 
weibliche Form. 
 

 
 
 

Satzung über die Erhebung von 
Kanalanschluss-Beiträgen, Abwassergebühren und  
Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse vom ... 1) 

 
 
 

 
Aufgrund 
 

-   der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 
666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 
2015, S. 496), in der jeweils geltenden Fassung,  

-   der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 
712), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.09.2015 (GV. NRW. 
2015, S. 666), in der jeweils geltenden Fassung,  

-   des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung 
sowie  

-   des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabga-
bengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der 
jeweils geltenden Fassung,  

 
hat der Rat der Gemeinde ...... in seiner Sitzung am .....   2) die folgende Satzung be-
schlossen: 

 
1. Abschnitt: 

Finanzierung der Abwasserbeseitigung 
 

§ 1 
Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage 

 
(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Gemeinde Abwas-

sergebühren und Kanalanschlussbeiträge. 
 
(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Entwässerungssatzung der Gemeinde ..... vom ..... stellt 

die Gemeinde zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck 
der Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung an-
fallenden Klärschlämme die erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Ver-



S. 5 v. 20  

5 

 

fügung (gemeindliche Abwasseranlagen). Hierzu gehören der gesamte Bestand an 
personellen und sachlichen Mitteln, die für eine ordnungsgemäße Abwasserbeseiti-
gung erforderlich sind (z. B. das Kanalnetz, Kläranlagen, Regenwasser-
Versickerungsanlagen, Transportfahrzeuge für Klärschlamm aus Kleinkläranlagen und 
Inhaltstoffen von abflusslosen Gruben, das für die Abwasserbeseitigung eingesetzte 
Personal).  3) 

 
(3) Die gemeindlichen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit, 

die auch bei der Bemessung der Kanalanschlussbeiträge und Abwassergebühren zu-
grunde gelegt wird.  4) 

 
 

2. Abschnitt: 
Gebührenrechtliche Regelungen 

 
§ 2 

Abwassergebühren 5) 
 
(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Gemeinde 

nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benut-
zungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Ver-
bandslasten nach § 7 KAG NRW. 

 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW eingerechnet: 

- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1 AbwAG NRW), 

- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 2 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW), 

- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Gemeinde umgelegt 
wird ( § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW). 

 
(3) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2  i.V.m. § 1 Abs.1 Satz 

1 AbwAG NRW) wird im Rahmen der Gebührenerhebung nach § 11 dieser Satzung 
von demjenigen erhoben, der eine Kleinkläranlage betreibt, welche nicht den Anforde-
rungen des § 60 WHG und § 56 LWG NRW entspricht. 

 
(4) Die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswasser (Regenwassergebühr )sowie 

die Gebühren nach den §§ 11 und 12 dieser Satzung sind grundstücksbezogene Be-
nutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 
KAG NRW). 6) 

 
 

 
§ 3 

Gebührenmaßstäbe  
 

(1) Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- 
und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, 
Verregnen und Verrieseln sowie das Entwässern von Klärschlamm im Zusammen-
hang mit der Beseitigung des Abwassers). 

 
(2)  Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 4).  
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr) bemisst sich auf der Grundla-

ge der Quadratmeter der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flä-
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che auf den angeschlossenen Grundstücken, von denen Niederschlagswasser ab-
flusswirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 5).  

 
§ 4 

Schmutzwassergebühren 
 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerbli-

chen Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlosse-
nen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) 
Schmutzwasser. Veranlagungszeitraum für die Schmutzwassergebühr ist das Kalen-
derjahr. 

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 

bezogene Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversorgungs-
anlagen (z. B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Was-
sermenge (§ 4 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten 
und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage 
eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5). 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch den Wasserzähler 

des örtlichen Wasserversorgers ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversor-
gungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wasser-
menge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktio-
niert, so wird die Wassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Ver-
brauchs des Vorjahres geschätzt. Die Datenübernahme vom örtlichen Wasserversor-
ger sowie die Datenspeicherung und Datennutzung der Wasserzähler-Daten des 
Wasserversorgers erfolgt, um dem Gebührenpflichtigen die zweimalige Ablesung sei-
nes Wasserzählers zu ersparen. Sie dient der ordnungsgemäßen Erfüllung der Ab-
wasserbeseitigungspflicht der Gemeinde (§ 46 Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasser-
überlassungspflicht durch den gebührenpflichtigen Benutzer (§ 48 LWG NRW) sowie 
zur verursachergerechten Abrechnung der Schmutzwassergebühr und zum Nachweis 
der rechtmäßigen Erhebung der Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grundstück-
seigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden. 7) 
 

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten Brun-
nen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennach-
weis durch einen auf seine Kosten eingebauten und messrichtig funktionierenden 
Wasserzähler nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 dieser Satzung zu führen. Der Nachweis über 
den messrichtig funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist 
dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so 
ist die Gemeinde berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu 
schätzen (z. B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgeleg-
ten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstun-
den der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im 
Gemeindegebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht mess-
richtig funktioniert.  

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück ander-

weitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwund-
mengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. 
Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Ge-
bührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine auf seine 
Kosten eingebaute, messrichtig funktionierende und geeignete Messeinrich-
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tung in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess-EichV) zu füh-
ren: 

 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regel-
mäßigen Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den 
Hersteller-Angaben durchzuführen und der Gemeinde nachzuweisen, um die 
ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. 
Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugs-
mengen nicht statt.  
 
Nr. 2: Wasserzähler  
 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht 
möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch 
einen auf seine Kosten eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten 
Wasserzähler zu führen. Der Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- und 
Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder 
durch einen neuen Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung des Herstellers er-
setzt werden. Aus der Konformitätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasser-
zähler messrichtig funktioniert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie 
Eichung des Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis 
nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 8) 
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasser-
schwundmengen technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumut-
bar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu 
führen. Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus welchen nach-
vollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht 
zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unter-
lagen müssen geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf dem 
Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfba-
ren Unterlagen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend ge-
machten Wasserschwundmengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige 
durch ein spezielles Gutachten bezogen auf seine Wasserschwundmengen den 
Nachweis erbringen will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der 
Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen. 
Die Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige.  
 
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen schriftlichen 
Antrag bis zum 15.01. des nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichtigen bei 
der Gemeinde geltend zu machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berück-
sichtigung der Wasserschwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 
15.01. des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag endet die Aus-
schlussfrist am darauf folgenden Montag. 9) 

 
(7) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich .... €. 
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 
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(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die Quadratme-
terzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, von 
denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abfluss-
wirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. 10) Eine nicht leitungs-
gebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten und/oder befestig-
ten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser in die gemeindli-
che Abwasseranlage gelangen kann.  11)  

 
(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege 
der  Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Gemeinde auf Anforderung die Quadrat-
meterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die öffentli-
che Abwasseranlage abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück mitzuteilen 
(Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der Gemeinde vor-
gelegten Lageplan über die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie 
abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück Stellung zu nehmen und mitzutei-
len, ob diese Flächen durch die Gemeinde zutreffend ermittelt wurden. Auf Anforde-
rung der Gemeinde hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan oder andere ge-
eignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten)  
und/oder befestigten Flächen entnommen werden können. Soweit erforderlich, kann 
die Gemeinde die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der Grundstückseigen-
tümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine ge-
eigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute 
(bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche von der Gemein-
de geschätzt.  Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt  zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde (z. B. 
Planung und ausreichende Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), zur verursa-
chergerechten Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und zum Nachweis der 
rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat der Grund-
stückseigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden.  12)  

 
 alternativ:  Regelung bei der Anfertigung von Luftbildern 
 

Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der  
Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der Grund-
stückseigentümer ist verpflichtet, der Gemeinde auf Anforderung die Quadratmeter-
zahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die öffentliche 
Abwasseranlage abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück mitzuteilen (Mit-
wirkungspflicht). Die Gemeinde erstellt durch eine Überfliegung des Gemeindegebie-
tes Luftbilder von den Grundstücken. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein zeichnerischer 
Lageplan zur Befragung des Grundstückseigentümers entwickelt, aus welchem sich 
die bebauten und/oder befestigten abflusswirksamen Flächen ergeben, von denen 
das Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Der Grund-
stückseigentümer ist verpflichtet, zu dem zeichnerischen Lageplan Stellung zu neh-
men und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen Flächen durch die Gemeinde zutref-
fend ermittelt worden sind. Soweit erforderlich, kann die Gemeinde die Vorlage weite-
rer Unterlagen einfordern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungs-
pflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten Anga-
ben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) 
und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche von der Gemeinde geschätzt. Die 
Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur ordnungsgemäßen 
Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde (z. B. Planung und ausrei-
chende Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), zur verursachergerechten Abrech-
nung der Niederschlagswassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhe-
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bung der Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als 
Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung zu dulden.  

 
(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der 

Grundstückseigentümer dies der Gemeinde innerhalb eines Monates nach Abschluss 
der Veränderung anzuzeigen. Für die Änderungsanzeige gilt § 5 Abs. 2 entspre-
chend. Die veränderte Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche wird mit dem 
1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungsanzeige durch den Ge-
bührenpflichtigen der Gemeinde zugegangen ist.  

 
(4) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Fläche 

i.S.d. Abs. 1 .... €. 
 

 
Zur möglichen Erhebung einer Grundgebühr 13)  

 

 
 

 § 6 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 14) 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der be-

triebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt.     
 
(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die 

Gebührenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 
 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage. 

Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis 
zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt. 

 
§ 7 

Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtige sind 15) 
 

a) der Grundstückseigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch der Erbbau-
berechtigte, 

b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks 
dinglich berechtigt ist, 

c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 16) 
 Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.  

 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer  17)  vom 

Beginn des Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung im 
Grundbuch folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- 
bzw. Nutzungswechsel hat der bisherige Gebührenpflichtige der Gemeinde innerhalb 
eines Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen.  

 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen sowie der Gemeinde die erforderlichen Daten und Unterlagen 
zu überlassen. Sie haben ferner zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das 
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Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlage festzustellen oder zu überprüfen.  
18)   

 
§ 8 

Fälligkeit der Gebühr 
 
(1) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbeschei-

des fällig. Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden. 
 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen 

erfolgt einmal jährlich, und zwar zum Jahresbeginn für das abgelaufene Kalenderjahr. 
Soweit erforderlich, kann sich die Gemeinde hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflich-
tigen bedienen. 

 
§ 9 

Abschlagszahlungen 
 
Die Gemeinde erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden Kalenderjahres Ab-
schlagszahlungen in Höhe von ¼ des Betrages der mit dem Gebührenbescheid festgeleg-
ten Jahres-Abwassergebühr. Die Gebühr entsteht am 01.01. des jeweiligen Kalenderjah-
res. 
 
 
 
Mögliche Alternativ-Regelung für sog. Vorausleistungen nach § 6 Abs. 4 KAG NRW: 
 
 

 
 § 9 

Vorausleistungen 
 

(1)  Die Gemeinde erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden Kalenderjahres nach 
§ 6 Abs. 4 KAG NRW Vorausleistungen auf die Jahres-Schmutzwassergebühr in 
Höhe von ¼ der Schmutzwassermenge, die sich aus der Abrechnung des Vor-
jahres ergibt. Ist eine solche Berechnung nicht möglich, bemessen sich die Ab-
schlagszahlungen und Teilzahlungen nach dem durchschnittlichen Verbrauch ver-
gleichbarer Haushalte oder Betriebe. Die Gemeinde erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. 
und 15.11. jeden Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 KAG NRW Vorausleistungen auf 
die Jahres-Niederschlagswassergebühr in Höhe von ¼ der bebauten (bzw. 
überbauten) und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Flächen, die sich 
aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt. 

 
(2)  Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebührensatz für das jeweilige Kalenderjahr. 
 
(3) Die Gebühr entsteht erst am 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres. Die Endabrech-

nung und endgültige Festsetzung erfolgt im darauf folgenden Kalenderjahr durch Be-
scheid. 

 
(4)  Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vorausleistungen bemessen wurden, 

so wird der übersteigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Vorausleistungen 
zu gering bemessen, wird der fehlende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. 
Nach der Beendigung des Benutzungsverhältnisses werden zuviel gezahlte Voraus-
leistungen erstattet. Die auf einen zurückliegenden Erhebungszeitraum bezeichneten 
Abrechnungsbeträge sowie die sich aus der Abrechnung der Vorausleistungen erge-
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benden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. 

 
§ 10 

Verwaltungshelfer  
 

Die Gemeinde ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren und Vorauszah-
lungen der Hilfe des zuständigen Wasserversorgers oder eines anderen von ihr be-
auftragten Dritten zu bedienen. 

 
 

§ 11 
Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm   19) 

 
(1) Für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm aus Kleinkläranlagen in das 

Zentralklärwerk wird die Gebühr nach der abgefahrenen Menge in m³ erhoben. 
 
(2) Die Gebühr beträgt ...... €/m³ abgefahrenen Klärschlamm. 
 
(3) Die Gebührenpflicht gemäß Abs. 2 entsteht mit dem Zeitpunkt der Abfuhr. 
 
(4) Gebührenpflichtiger ist der Grundstückseigentümer, der Erbbauberechtigte oder der 

sonst zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte, auf dessen Grundstück die 
Kleinkläranlage betrieben wird. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 

 
(5) Eine Kleineinleiter-Abgabe wird erhoben, wenn eine Kleinkläranlage nicht den allge-

mein anerkannten Regeln der Technik im Sinne des § 60 WHG und § 56 LWG NRW 
entspricht. 

 
 

§ 12 
Gebühr für das Auspumpen und Abfahren 

der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben     20) 
 
(1) Für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben und 

deren Beseitigung  wird die Gebühr nach der abgefahrenen Menge pro m³ erhoben. 
 
(2) Die Gebühr beträgt ...... €/m³ ausgepumpte/abgefahrene Menge. 
 
(3) Die Gebührenpflicht gemäß Abs. 2 entsteht mit dem Zeitpunkt des Auspumpens. 
 
(4) Gebührenpflichtiger ist der Grundstückseigentümer, der Erbbauberechtigte oder der 
       sonst zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte, auf dessen Grundstück die  
      abflusslose Grube betrieben wird.  
 
(5) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
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3. Abschnitt 

Beitragsrechtliche Regelungen 
 

§§ 13 bis 19 
: 
: 
: 

 
                                               Achtung ! 
 
Die nachfolgenden §§ 20 bis 24 dieser Muster-Satzung sind nicht in die Sat-
zung vor Ort aufzunehmen, wenn die Grundstücksanschlussleitungen in der 
Abwasserbeseitigungsatzung zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseran-
lage bestimmt worden sind (siehe Ziffer 2 „Wichtige Hinweise zur Anwen-
dung dieser Muster-Satzung“, S. 2 ff.) 
 

 
 

 
4. Abschnitt 

Aufwandsersatz für Anschlussleitungen   32) 
 

§§ 20 bis 24 
: 
: 
: 

 
5. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 
 

§ 25 
Auskunftspflichten 

 
(1) Die Beitrags- und Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Beiträge 

und Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu 
überlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück 
betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.   38) 

 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlan-

gen, so kann die Gemeinde die für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter 
Berücksichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten 
Sachverständigen auf Kosten des Beitrags- und Gebührenpflichtigen schätzen lassen. 

 
(3) Die vorstehenden Absätze gelten für den Kostenersatzpflichtigen entsprechend.  
 

 
§ 26 

Billigkeits- und Härtefallregelung 
 

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere 
nicht beabsichtigte Härten, so können die Kanalanschlussbeiträge, Abwassergebühren 
und der Kostenersatz gestundet, ermäßigt, niedergeschlagen oder erlassen werden.  
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§ 27 

Zwangsmittel 
 
Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese 
Satzung richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW. 
 
 

§ 29 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am ......  in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung ....... vom .......  außer 
Kraft. 
 
 

Anmerkungen 
 
 
A. Allgemeine Anmerkungen: 
 

Die Muster-Satzung ist an die individuellen Gegebenheiten der Stadt/Gemeinde 
anzupassen. Die Erläuterungen in den Fußnoten sind nicht Bestandteil der Mus-
ter-Satzung. Sie geben die Auffassung der Geschäftsstelle wieder und sollen ledig-
lich dazu dienen, die Anwendung der Muster-Satzung zu erleichtern. 

 
Die Muster-Satzung über die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Abwasserge-
bühren kann auch in vier verschiedene Satzungen aufgeteilt werden. So ist es mög-
lich, eine Abwassergebühren-Satzung, eine Satzung über die Erhebung von Abwas-
sergebühren für abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen, eine Satzung über die Er-
hebung von Kanalanschlussbeiträgen und eine Satzung über die Erhebung von Kos-
tenersatz nach § 10 KAG NRW zu erlassen. Eine Zusammenfassung ist zumindest für 
die Bürger einfacher zu handhaben, weil auf der Grundlage einer Satzung die abga-
benrechtlichen Regelungen im Abwasserbereich zusammengefasst werden. 
 
Die Muster-Satzung ist vor diesem Hintergrund wie folgt aufgebaut: 
 
1. Abschnitt Finanzierung der Abwasserbeseitigung (§ 1) 
 
2. Abschnitt Gebührenrechtliche Regelungen (§§ 2 bis 12) 
 
3. Abschnitt: Beitragsrechtliche Regelungen (§§ 13 bis 19) 
 
4. Abschnitt: Aufwandsersatz für Anschlussleitungen (§§ 20 bis 24) 
 
5. Abschnitt: Schlussbestimmungen (§§ 25 bis 29) 

 
B. Besondere Anmerkungen zu den einzelnen Vorschriften: 
 
Fußnoten: 
 
1) In die Überschrift der Satzung ist das Datum aufzunehmen, unter dem die Bekannt-

machungsanordnung vom Bürgermeister unterzeichnet worden ist (§ 2 Abs. 5 Be-
kanntmachungsverordnung). 
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2) In die Präambel ist das Datum des Ratsbeschlusses aufzunehmen (§ 2 Abs. 2 Be-
kanntmachungsverordnung). Nach dem OVG NRW (Beschl. vom 01.03.2011 – Az.: 
15 A 1643/10 – abrufbar unter: www.nrwe.de) führt im Übrigen eine unvollständige 
Eingangsformel nicht zur Unwirksamkeit der Satzung. Die Eingangsformel ist nicht 
Teil des Satzungstextes. 

 
3) Die beispielhafte Auflistung der einzelnen personellen und sachlichen Mittel dient     

dazu, deutlich zu machen, welche Kosten über die Abwassergebühr abgerechnet 
werden. 

 
4) Nach der Rechtsprechung des OVG NRW ist es grundsätzlich möglich, die gemeind-

lichen Abwasseranlagen als eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit zu führen (vgl. 
hierzu OVG NRW, Urteil vom 18.03.1996 – 9 A 384/93 – Gemeindehaushalt 1998, 
S. 68; OVG NRW, Urt. v. 24.07.1995 – 9 A 2251/93 – Gemeindehaushalt 1997, S. 
13; OVG NRW, Urt. v. 01.07.1997 – 9 A 3 A 556/96 – Städte- und Gemeinderat 
1997, S. 282; OVG NRW, Urt. v. 17.03.1998 – 9 A 1430/96 – Städte- und Gemein-
derat 1998, S. 121). 

 
5) § 2 wurde an die Neuregelung in § 54 LWG NRW (vormals: § 53 c LWG NRW a.F.) 

angepasst. Das neue LWG NRW ist am 16.07.2016 in Kraft getreten (Art. 1 des Ge-
setzes zur Änderung wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 
08.07.2016 – GV. NRW. 2016, S. 559 ff.). Die Umlage-Regelungen zur Abwasser-
abgabe finden sich seit dem 16.07.2016 in § 2 des NRW-Ausführungsgesetzes 
zum AbwAG des Bundes (AbwAG NRW; Art. 2 des Gesetzes zur Änderung wasser- 
und wasserverbandsrechtlichen Vorschriften vom 08.07.2016, GV. NRW. 2016, S. 
559 ff.). Nach § 2 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW kann die Abwälzung der Abwas-
serabgabe im Rahmen der Erhebung von Abwassergebühren erfolgen. 

 
6) In Anbetracht mehrerer, neuer zivilgerichtlicher Entscheidungen wird auf Folgendes 

hingewiesen:  Nach § 6 Abs. 5 KAG NRW ruhen grundstücksbezogene Benutzungs-
gebühren als öffentliche Last auf dem Grundstück. Dieses gilt aber erst für Gebüh-
ren(schulden), die nach dem Inkrafttreten dieser Regelung am 17.10.2007 ent-
standen sind (so: OVG NRW, Urteil vom 11.11.2015 – Az.: 9 A 916/14 - ). Zu den 
grundstücksbezogenen Benutzungsgebühren gehören u. a. die Wassergebühr, die 
Schmutzwassergebühr, die Niederschlagswassergebühr und die Abfallgebühr (vgl. 
Landgericht Bielefeld, Urteil vom 16.03.2012 – Az. 1 O 71/12; Landgericht Kleve, 
Beschluss vom 21.01.2009 – Az. 4 T 240/08 – abrufbar unter 
www.nrwe.de).Grundstücksbezogene Benutzungsgebühren sind Grundstückslasten 
im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 3 Zwangsversteigerungsgesetz (ZVG), die bei einer 
entsprechenden Anmeldung vor der Zwangsversteigerung nicht untergehen. Ohne 
eine Anmeldung oder bei einer Nichtanerkennung einer Anmeldung gehen die 
grundstücksbezogenen Benutzungsgebühren mit dem Zuschlag in der Zwangsver-
steigerung unter. Der Bundesgerichtshof (Beschluss vom 30.03.2012 – Az.: V ZB 
185/11) hat bezogen auf die Regelung im Kommunalabgabengesetz des Landes 
Baden-Württemberg Zweifel an der Grundstücksbezogenheit von Benutzungsgebüh-
ren geäußert (ebenso: OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 18.07.2014 – Az.: 6 A 
10314/14.OVG - zu § 7 Abs. 7 KAG Rh-Pf.). Dieses gilt insbesondere dann, 
wenn neben dem Grundstückseigentümer auch Mieter und Pächter satzungs-
rechtlich zum Gebührenschuldner bestimmt werden. Deshalb wird empfohlen, 
Mieter bzw. Pächter in den Gebührensatzungen nicht zu Gebührenschuldnern 
zu bestimmen, weil insbesondere die Zivilgerichte dann die Grundstücksbezogen-
heit anzweifeln. Rein vorsorglich sollte zugleich in den Gebührensatzungen textlich 
klargestellt werden, dass z. B. Schmutzwassergebühren und Niederschlagswasser-
gebühren grundstücksbezogene Benutzungsgebühren sind und nach § 6 Abs. 5 
KAG NRW als öffentliche Last auf dem Grundstück ruhen.  
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7) Die in § 4 Abs. 3 Satz 3 aufgenommene Regelung zur Datenübernahme, Datenspei-

cherung und Datennutzung dient der datenschutzrechtlichen Klarstellung, dass die 
Gemeinde die vom Wasserversorger mit einem Wasserzähler abgelesen Daten 
nutzt, damit der gebührenpflichtige Benutzer die Daten nicht zweimal ablesen muss. 
Eine Rechtsgrundlage hierfür kann aus § 12 Abs. 1 Nr. 3 a KAG NRW i.V.m. §§ 92, 
93 Abgabenordnung (AO) entnommen werden. 

 
8) Das Mess- und Eichrecht wurde zum 01.01.2015 neu geregelt. Das Mess- und 

Eichgesetz (MessEG - BGBl. I 2013, S. 2722 ff.) ist teilweise bereits am 01.08.2013 
(RVO-Ermächtigungen u.a. für die Mess- und EichVO) bzw. ansonsten am 
01.01.2015 in Kraft getreten. Die Mess- und Eichverordnung (MessEichV - BGBl. I 
2014, S. 2010 ff.; zuletzt geändert durch 1. ÄnderungsVO vom 22.06.2016 – BGBl. I 
2016, S. 1478) ist ebenfalls am 01.01.2015 in Kraft getreten. Gemäß  § 34 i.V.m.  
Ziffer 5.5.1 der Anlage 7 der Mess- und EichVO 2015 besteht für sog. EU-
Wasserzähler bzw. EG-Wasserzähler (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 MessEV 2015) eine Eichfrist 
von 6 Jahren. Nach  Ablauf dieser Zeit muss ein neuer Wasserzähler mit Kon-
formitätsbescheinigung des Herstellers eingebaut werden oder der Wasser-
zähler neu geeicht werden. Der Verwender eines EU-Wasserzählers bzw. EG-
Wasserzählers muss nach § 32 Mess- und Eichgesetz die Verwendung bei der für 
das Mess- und Eichwesen zuständigen Behörde anzeigen. Dabei dient die Anzeige-
pflicht dazu, dass die zuständige Behörde für das Eich- und Messwesen einen 
Überblick über die im Markt befindlichen Messgeräte erhält. Das Mess- und Eich-
recht ist auf den Abzug von Wasserschwundmengen oder die Messung von 
Regenwasser, welches durch den Betrieb von Regenwassernutzungsanlagen 
zum Schmutzwasser wird, nicht unmittelbar zugeschnitten. Nach § 2 MessEV 
i.V.m. Nr. 5 c) aa) der Anlage 1 der MessEV findet das MessEG und die MessEV 
sogar keine Anwendung auf Messgeräte für strömende Flüssigkeiten wie Abwasser, 
Brauchwasser, Flusswasser, Löschwasser, wenn ein Schutzbedürfnis für den Be-
troffenen nicht erforderlich ist. Niederschlagswasser in Regenwassernutzungsan-
lagen ist Abwasser im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG, weil diese Anla-
gen regelmäßig mit Niederschlagswasser von bebauten und/oder befestigten Flä-
chen gespeist werden. Insoweit könnte somit die Mess- und EichVO nicht angewen-
det werden, auch wenn es neben dem in § 8 Abs. 1 Nr. 1 Mess- und EichVO i.V.m. 
Anlage 3 und 4 der Mess- und EichVO 2015) genannten EU-Wasserzähler noch in § 
8 Abs. 1 Nr. 5 Mess- und EichVO die sog. EU-Flüssigkeitsmessanlagen gibt, die 
nicht für Wasser-Messungen bestimmt sind. Es kann aber in Anlehnung an das 
Mess- und Eichrecht in der Abwassergebührensatzung die Verwendung von 
sog. EU-Wasserzählern vorgeschrieben werden. Der Grundsatz der Abgabenge-
rechtigkeit (Art. 3 Abs. 1 GG) und das kommunalabgabenrechtliche Äquivalenzprin-
zip (§ 6 Abs. 3 KAG NRW) erfordern jedenfalls die Anwendung messrichtig funktio-
nierender Messgeräte, d.h. die Verwendung von geeichten EU-Wasserzählern oder 
von EU-Wasserzählern mit einer Konformitätserklärung des Herstellers, weil durch 
die Gemeinde eine verursachergerechte Abrechnung bezogen auf die Gesamtheit 
der Solidargemeinschaft der Gebührenzahler sicherzustellen ist. Nach § 33 Abs. 2 
MessEG muss sich außerdem derjenige (hier: die Gemeinde) der Messwerte ver-
wendet, bei demjenigen der ein Messgerät verwendet, vergewissern, dass das 
Messgerät die gesetzlichen Anforderungen erfüllt und sich dieses vom Messgerät-
Verwender bestätigen lassen. In Anknüpfung hieran muss sich die Gemeinde dem-
nach vergewissern, dass von privaten Grundstückseigentümern verwendete EU-
Wasserzähler (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 MessEV) bzw. EU-Flüssigkeitsmessanlagen (§ 8 
Abs. 1 Nr. 5 MessEV-  für Flüssigkeiten außer Wasser) ordnungsgemäß messen. 
Insbesondere müssen zu hohe Messungen mit Wasserzählern zur Messung bei der 
Trinkwasser-Verwendung zur Gartenbewässerung oder Viehtränkung oder zu nied-
rige Messungen bei der Messung der Mengen an Niederschlagswasser, welches bei 
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einer Regenwassernutzungsanlage zum Schmutzwasser wird (WC-Spülung, Wä-
sche waschen), zum Nachteil aller anderen Gebührenschuldner ausgeschlossen 
werden. 

 
9) Die Regelung ist lediglich beispielhaft. Es kann auch eine andere Frist bestimmt 

werden. 
 
10) Das OVG NRW hat mit Urteil vom 18.12.2007 (Az.: 9 A 3648/04 – bestätigt durch 

BVerwG, Beschluss vom 13.05.2008 – Az.: 9 B 19.08) entschieden, dass die Ab-
rechnung der Kosten der Regenwasserbeseitigung über den einheitlichen Frisch-
wasser-Maßstab (Frischwasser = Abwasser) unzulässig ist. Es besteht damit die 
Pflicht, eine getrennte Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr) zu 
erheben. Jede Gemeinde in Nordrhein-Westfalen ist verpflichtet, die Kosten der Re-
genwasserbeseitigung über eine gesonderte Gebühr, namentlich eine von der 
Schmutzwassergebühr getrennte Regenwassergebühr, abzurechnen. Abwasser ist 
Schmutz- und Niederschlagswasser. Dieses folgt aus § 54 WHG. Die Aufzählung 
der einzelnen Tätigkeiten im Rahmen der Abwasserbeseitigung ergibt sich aus § 54 
Abs. 2 WHG. Das Wort „kann“ bedeutet, dass Niederschlagswasser in die gemeind-
liche Abwasseranlage eingeleitet können werden muss. Mit anderen Worten:  Die 
Flächen müssen „abflusswirksam“ sein. Dieses ist z. B. bei einer gepflasterten Ter-
rasse nicht der Fall, wenn diese 20 m von der gemeindlichen Abwasseranlage in der 
öffentlichen Straße entfernt liegt und das Niederschlagswasser auf der angrenzen-
den Rasenfläche oder in Blumenbeeten versickert. Neben der bebauten wird in 
Klammern auch die „überbaute“ Fläche genannt. Hierdurch wird klargestellt, dass 
auch Dachüberstände z. B. bei Satteldächern berücksichtigt werden, weil sich durch 
die Dachüberstände die Fläche vergrößert, von welcher das Niederschlagswasser 
über die Dachrinne und das Regenfallrohr abgeleitet wird. Die Dachfläche ist bei ei-
nem Gebäude mit Satteldach und Dachüberständen (über die Mauern des Hauses 
hinaus) größer als die bebaute Grundfläche des Gebäudes. Rechtsprechung zu die-
sen Feinheiten gibt es aber zurzeit nicht. Im Zweifelsfall ist es aber empfehlenswert, 
den Klammerzusatz „(bzw. überbaut)“ mit aufzunehmen, weil „überbaut“ nicht de-
ckungsgleich ist mit „bebaut“, weil sich das Wort „bebaut“ grundsätzlich auf die 
Grundfläche eines Gebäudes bezieht. Im Übrigen wird bei einer Überfliegung des 
Gemeindegebietes ohnehin die Dachfläche und nicht die Grundfläche des Gebäudes 
erfasst. Unabhängig davon wird folgender Hinweis gegeben:  Das OVG NRW (Be-
schluss vom 26.08.2015 – Az.: 9 A 1434/14) hat eine Abrechnung pro spitzen 
Quadratmeter vorgegeben, d.h. eine Abrechnung in sog. Tranchen (z. B. pro ange-
fangene 25 m²) ist nicht mehr zulässig. Für Dachbegrünungen, Regenwassernut-
zungsanlagen, Öko-Pflaster  genügt  es, wenn eine Gebührenermäßigung (Gebüh-
renabschlag) gewährt wird (vgl. zuletzt: OVG NRW, Beschluss vom 15.11.2007 – 
Az.: 9 A 281/05).  Das OVG NRW hat allerdings mit Beschluss vom 18.09.2009 – 
Az.: 9 A 2016/08 – entschieden, dass für Öko-Pflaster (Porenpflaster) kein Gebüh-
renabschlag gewährt werden muss, weil es sich auch bei solchen Flächen um befes-
tigte Flächen handelt (vgl. Queitsch, KStZ 2015, S. 81 ff., S. 82 f.). 

 
11) Das OVG NRW hat mit Beschluss vom 05.11.2007 (Az.: 9 A 4433/05) entschieden, 

dass auch die nicht leitungsgebundene Zuleitung von Niederschlagswasser in 
die öffentliche Abwasseranlage als gebührenpflichtig in der Gebührensatzung 
geregelt werden kann. Voraussetzung ist allerdings insoweit, dass die Flächen ab-
flusswirksam sind, d.h. das Niederschlagswasser tatsächlich namentlich aufgrund 
eines Gefälles in die gemeindliche Abwasseranlage (z. B. über den Straßensinkkas-
ten) gelangen kann. Hiernach ist z. B. eine geflieste Terrasse, die 15 m von der ge-
meindlichen Abwasseranlage in der Straße entfernt liegt, nicht als abflusswirksam 
anzusehen, sofern nicht eine leitungsgebundene Zuleitung das Regenwasser, das 
auf die Terrasse auffällt, in die gemeindliche Abwasseranlage überführt. 
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12) Die Mitwirkungspflichten des Grundstückseigentümers, die Datenerhebung, 

Datenspeicherung und Datennutzung müssen in der Satzung einer Regelung 
zugeführt werden (vgl. §§ 12 ff. Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen). Au-
ßerdem muss in der Satzung geregelt werden, dass bei einer Nicht-Mitwirkung des 
Grundstückseigentümers die abflusswirksamen bebauten und/oder versiegelten Flä-
chen durch die Gemeinde geschätzt werden können, um eine Erhebung einer ge-
sonderten Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr) durchführen zu kön-
nen. Schließlich muss der Grundstückseigentümer auch verpflichtet werden, jedwe-
de Änderung der gebührenrelevanten Flächen der Gemeinde mitzuteilen. Als Lage-
plan, der durch den Grundstückseigentümer anzufertigen ist,  kann ein Lageplan im 
Sinne von § 2 BauPrüfVO dienen. 

 
13) Die Grundgebühr ist eine Möglichkeit, um die hohen Vorhalte-Kosten bzw. Fixkosten 

der öffentlichen Abwasserentsorgungseinrichtung (regelmäßig bis zu 70 % der Ge-
samtkosten) auf alle gebührenpflichtigen Benutzer gleichmäßig zu verteilen. Dabei 
ist die Grundgebühr ein Bestandteil der gesamten Benutzungsgebühr (Grundge-
bühr + Zusatzgebühr = Benutzungsgebühr). Es besteht keine Pflicht, eine 
Grundgebühr zu erheben, sondern es steht im Ermessen der jeweiligen Gemeinde, 
ob sie eine Grundgebühr einführt. Dieses folgt aus dem Wort „ist zulässig“ in § 6 
Abs. 3 Satz 3 KAG NRW. Die Grundgebühr wird für die Inanspruchnahme der Be-
triebsbereitschaft der öffentlichen Abwasserentsorgungseinrichtung erhoben und 
dient der Abdeckung der fixen (verbrauchsunabhängigen, invariablen) Kosten. 
Deshalb dürfen in eine Grundgebühr auch nur die verbrauchsunabhängigen (Vor-
halte)Kosten (die sog. Fixkosten) eingerechnet werden. Werden in eine Grundge-
bühr verbrauchsabhängige Kosten einkalkuliert, ist diese rechtswidrig (so: OVG 
NRW, Urteil vom 27.04.2015 – Az.: 9 A 2813/12 – zur Abfall-Grundgebühr – abrufbar 
unter: www.nrwe.de). Die sog. Fixkosten (abwassermengenunabhängigen Vorhalte-
kosten) sind z. B. die Kosten, die im Rahmen der kalkulatorischen Abschreibung von 
Anlagegütern (§ 6 Abs. 2 Satz 4 KAG NRW) in die Gebührenkalkulation eingestellt 
werden. Auch Personal- und Verwaltungskosten sind Fixkosten, wobei allerdings bei 
den Personal- und Verwaltungskosten sichergestellt sein muss, dass die in die 
Grundgebühr eingestellten Personalkosten allen Gebührenschuldnern zu gute kom-
men (so: OVG NRW, Urteil vom 27.04.2015 – Az.: 9 A 2813/12 –). Die Erhebung ei-
ner Grundgebühr als Bestandteil der gesamten Benutzungsgebühr ist nur bei 
gleichzeitiger Erhebung einer Zusatzgebühr zulässig. In diese Zusatzgebühr 
fließen dann kalkulatorisch die verbrauchsabhängigen (abwassermengenabhängi-
gen) Kosten ein. Daneben können auch Fixkosten in die Zusatzgebühr eingestellt 
werden, denn wird keine Grundgebühr erhoben so sind in der Benutzungsgebühr 
ohnehin die Fixkosten neben den verbrauchsabhängigen Kosten enthalten. Mit der 
Zusatzgebühr (auch Verbrauchs- bzw. Leistungsgebühr genannt) wird dann der Um-
fang der Inanspruchnahme der kommunalen Abwasserentsorgungseinrichtung durch 
den einzelnen Gebührenschuldner abgerechnet. Gebührenmaßstab (Kostenvertei-
lungsschlüssel) ist bei der Schmutzwassergebühr der sog. Frischwassermaßstab 
(Frischwasser = Schmutzwasser). Das OVG NRW hat sich bislang nur in wenigen 
Entscheidungen mit der Grundgebühr auseinandergesetzt (vgl. zuletzt: OVG NRW, 
Urteil vom 27.04.2015 – Az.: 9 A 2813/12 – zur Abfall-Grundgebühr). Nach dem 
OVG NRW muss bei einer Grundgebühr grundsätzlich ein für alle Gebührenschuld-
ner gleicher Gebührenmaßstab (Kostenverteilungsschlüssel) zur Anwendung ge-
bracht werden (vgl. OVG NRW, Urteil vom 27.04.2015 – Az.: 9 A 2813/12 – ; OVG 
NRW, Urteil vom 04.03.1997 – Az.: 9 A 4821/95 - ; OVG NRW, Urteil vom 
25.08.1995 – 9 A 3907/95 –, KStZ 1997 S. 119; OVG NRW, Urteil vom 20.05.1996 – 
9 A 6564/94 –, NWVBl. 1996, S. 476). Insgesamt empfiehlt es sich, in eine 
Grundgebühr nicht mehr als 30 % von 100 % der festgestellten und nachweis-
baren Fixkosten einzustellen, weil dann keine weitere Differenzierung im Hin-
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blick auf „Normalnutzer“, „Intensivnutzer“ und „Wenignutzer“ möglich ist, die-
se aber wegen des Gleichbehandlungsgrundsatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) und des 
kommunalabgabenrechtlichen Äquivalenzprinzips (§ 6 Abs. 3 Satz 2 KAG 
NRW) als erforderlich anzusehen ist. Denn es werden dann unter anderem gera-
de nicht 100 %, sondern maximal 30 % der Personalkosten in die Grundgebühr ein-
gestellt. Bei diesem Ansatz kann im Grundsatz davon ausgegangen werden, dass 
dieser Anteil an Personalkosten allen Gebührenschuldnern zugute kommt (vgl. OVG 
NRW, Urteil vom 27.04.2015 – Az.: 9 A 2813/12 - ; OVG NRW, Beschluss vom 
30.04.2004 – Az.: 9 A 2714/03 - ; OVG NRW, Urteil vom 04.03.1997 – Az.: 9 A 
4821/95 - ; VG Köln, Urteil vom 26.02.2002 – Az.: 14 K 5990/00; VG Minden, Urteil 
vom 06.07.2010 – Az.: 12 K 1317/04 - ; Queitsch in: Hama-
cher/Lenz/Menzel/Queitsch u.a., KAG NRW, § 6 KAG NRW, Rz. 170 ff., 170 c). Die-
ses ist auch deshalb geboten, weil bei der Erhebung der Schmutzwassergebühr die 
Regelungsvorgabe des § 54 Satz 3 LWG NRW zu beachten ist, wonach bei der Ge-
bührenbemessung der sparsame Umgang mit Wasser Berücksichtigung finden muss 
(vgl. zur Abfall-Grundgebühr und zu § 9 Abs. 2 Satz 3 LAbfG NRW: OVG NRW, Urt. 
vom 02.02.2000 – Az.: 9 A 3915/98 –, NVwZ-RR 2001, S. 122). Deshalb darf die 
Grundgebühr im Verhältnis zur leistungsabhängigen Zusatzgebühr als Bestandteil 
der Gesamtgebühr nicht zu hoch ausfallen, weil dann keine Anreize zum sparsamen 
Umgang mit Wasser mehr gesetzt werden. Wichtig ist bei der Erhebung einer 
Schmutzwasser-Grundgebühr außerdem, dass alle Gebührenpflichtigen (Grund-
stückseigentümer) mit der Grundgebühr auf der Grundlage eines gleichen Kosten-
verteilungsschlüssel herangezogen werden (Grundstücke, die zu privaten Wohn-
zwecken genutzt werden, gewerbliche/industriell genutzte Grundstücke, gemischt 
genutzte Grundstücke). Die Grundgebühr führt bei Ein- und Zwei-Personen-
Grundstücken aus der Erfahrungspraxis heraus zu Unmut, wenn diese sehr hoch 
ausfällt (z. B. 10 € pro Monat = 120 € pro Jahr). Aus der Erfahrungspraxis findet z. B. 
eine Grundgebühr pro Grundstück von 5 € pro Monat (= 60 € pro Jahr) bislang re-
gelmäßig Akzeptanz. Zulässige Gebührenmaßstäbe (Kostenverteilungsschlüs-
sel) bei der Grundgebühr können bei der Schmutzwassergebühr die Nenngröße 
bzw. Nennleistung des Wasserzählers sein (vgl. BVerwG, Beschl. vom 
25.10.2001 – 9 BN 4.01 –, NVwZ-RR 2003, S. 300; OVG NRW, Beschl. vom 
11.08.2008 – Az.: 9 A 859/07 – ; OVG Schleswig, Urt. vom 24.11.1999 – Az.: 2 K 
19.97 –, sowie OVG Greifswald, Beschl. vom 15.08.1995 – Az.: 9 L 44/95 –, KStZ 
1996, S. 78 f.). In Betracht kommt auch die Nennweite des Anschlusskanals (OVG 
Thüringen, Beschl. vom 26.09.2005 – Az.: 4 EO 817/03 –, KStZ 2006, S. 131 ff.) o-
der eine Grundgebühr pro Abwasseranschluss/Grundstück (vgl. OVG NRW, Ur-
teil vom 04.03.1997 – Az.: 9 A 4821/95 - ; OVG NRW, Beschluss vom 04.03.1991 – 
Az.: 9 A 4281/95 - ; VG Minden, Urt. vom 06.07.2010 – Az.: 12 K 1327/09 –; VG 
Minden, Urt. vom 24.11.2010 – Az.: 3 K 1474/09 –). Auch bei der Regenwasserge-
bühr (Niederschlagswasser) kann eine Grundgebühr erhoben werden. Das OVG 
NRW hatte in der Vergangenheit einen Verteilungsmaßstab, z. B. pro angefangene 
100 Quadratmeter versiegelte (bebaute und/oder befestigte) sowie in den öffentli-
chen Kanal abflusswirksame Flächen, gebilligt (so: OVG NRW, KStZ 1997, S. 119; 
VG Minden, Urteil vom 06.07.2010 – Az.: 12 K 1317/04 – pro angefangene 50 m² - ; 
VG Minden Urteil vom 28.11.2010 – Az.: 3 K 1474/09). Fraglich ist zwischenzeitlich 
geworden, ob dieser Abrechnungsmaßstab in sog. Tranchen durch das OVG NRW 
heute noch akzeptiert wird, weil das OVG NRW mit Beschluss vom 26.08.2015 (Az.: 
9 A 1434/14) die Abrechnung der Niederschlagswassergebühr in Tranchen (pro an-
gefangene 25 m²) für unzulässig erklärt hat und eine Abrechnung pro „spitzen“ 
Quadratmeter vorgegeben hat. Nach dem VG Düsseldorf (Urteile von 13.2.2012 –
Az.: 5 K 1610 und 1917/11 – abrufbar unter: www.nrwe.de ) macht die Abrech-
nung einer Grundgebühr pro spitzen Quadratmeter und die Abrechnung einer Zu-
satzgebühr pro spitzen Quadratmeter wenig Sinn. Deshalb kann nach dem VG Düs-
seldorf eine Grundgebühr bei einem leitungsgebundenen Anschluss selbst für die 
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bebauten/befestigten Flächen erhoben werden, die nicht abflusswirksam in den öf-
fentlichen Kanal sind, aber an den öffentlichen Kanal angeschlossen werden könn-
ten. Dieses bedeutet, dass bei der Grundgebühr alle bebauten/befestigten Flächen 
berücksichtigt werden und bei der Zusatzgebühr nur die in den öffentlichen Kanal 
abflusswirksamen Flächen. Das VG Düsseldorf begründet dieses unter anderem 
damit, dass auch die nicht abflusswirksamen Flächen durch den Grundstückseigen-
tümer an den öffentlichen Kanal angeschlossen werden könnten, so dass zumindest 
die Vorhalteleistung durch eine entsprechende kapazitätsmäßige Dimensionierung 
des Kanalnetzes in Anspruch genommen wird. Rechtsprechung des OVG NRW 
gibt es hierzu bislang allerdings nicht. Werden nicht abflusswirksame, aber an 
den öffentlichen Kanal anschließbare Flächen zu einer Grundgebühr herangezogen, 
so muss zumindest damit gerechnet werden, dass dieses bei den Gebührenpflichti-
gen wenig Akzeptanz findet, weil z. B. Terrassen oder Gartenhäuser hinter dem 
Haus regelmäßig niemals an den öffentlichen Kanal angeschlossen werden. Vor 
diesem Hintergrund kann überlegt werden, bei der Niederschlagswassergebühr 
eine Grundgebühr pro Grundstück/Grundstücksanschluss zu erheben, weil 
dieses durch das OVG NRW (Urteil vom 04.03.1997 – Az.: 9 A 4281/95) grundsätz-
lich anerkannt worden ist.  

 
14) Grundsätzlich werden die Abwasserbeseitigungsgebühren bezogen auf das Kalen-

derjahr kalkuliert. § 6 Abs. 2 Satz 3 KAG NRW ist zum 21.12.2011 geändert worden 
(GV. NRW. 2011, S. 687 ff.). Für den Ausgleich von Überdeckungen bzw. Unterde-
ckungen stehen jetzt 4 Jahre nach Ablauf des Kalkulations-Kalenderjahres zur Ver-
fügung. Es empfiehlt sich, eine Gebührenkalkulation bezogen auf das Kalenderjahr  
durchzuführen, um für den Ausgleich der Überdeckungen und Unterdeckungen nach 
§ 6 Abs. 2 Satz 3 KAG NRW den vorgegebenen, durch das Gesetz zur Änderung 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 13.12.2011 
(GV. NRW. 2011, S. 687 ff.) von 3 auf 4 Jahre verlängerten Ausgleichszeitraum 
möglichst umfassend ausschöpfen zu können. Bereits bei einer Gebührenkalkulation 
bezogen auf das Kalenderjahr sind die Überschüsse oder Defizite erst im Janu-
ar/Februar des nachfolgenden Kalkulationsjahres definitiv bekannt, so dass dann 
noch effektiv 3 Jahre zum Ausgleich verbleiben. Größere Über- oder Unterdeckun-
gen aufgrund nicht im Vorfeld einkalkulierbarer Ereignisse lassen sich somit auf drei 
(vor der letzten Änderung des KAG: zwei) Folgejahre verteilen und stärkere Gebüh-
renschwankungen können abgemildert werden (vgl. OVG NRW, Urteil vom 
27.04.2015 – Az.: 9 A 2813/12 –; OVG NRW, Beschluss vom 20.1.2010 – Az.: 9 A 
1469/08 - ; OVG NRW, Beschluss vom 30.10.2001 – Az.: 9 A 3331/01). 

 
15) Der Anschluss- und Benutzungszwang an die gemeindliche Abwasseranlage knüpft 

grundsätzlich an das Grundstück an. Zudem werden dem Grundstückseigentümer 
auch die Vorteile der Beseitigung des Abwassers von seinem Grundstück geboten 
(vgl. OVG NRW, Urteil vom 23.07.2014 – Az.: 9 A 169/12). Vor diesem Hintergrund 
empfiehlt es sich, den Grundstückseigentümer zum Gebührenpflichtigen zu machen 
und im Übrigen nur diejenigen zu Gebührenschuldnern zu bestimmen, die dem 
Grundstückseigentümer aufgrund einer dinglichen Rechtsposition gleichgestellt sind, 
wie z. B. Erbbauberechtigte. Nach dem OVG NRW (Urteil vom 23.07.2014 – Az.: 9 A 
169/12 – abrufbar unter www.nrwe.de) kann in der Gebührensatzung auch die Ge-
samtschuldnerschaft des Grundstückseigentümers und des Erbbauberechtigten ge-
regelt werden. Eine Regelung wie etwa zum Beitragsrecht in § 8 Abs. 2 Satz 3 KAG 
NRW, wonach der Erbbauberechtigte an die Stelle des Grundstückseigentümers tritt, 
gibt es im Gebührenrecht nicht.  

 
16) Der Straßenbaulastträger ist als Gebührenpflichtiger gesondert in der Satzung 

zu regeln, weil das Eigentum am Grundstück und die Straßenbaulast (§ 9 Straßen- 
und Wegegesetz NRW – StrWG NRW) auch auseinanderfallen können (vgl. § 6 
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StrWG NRW zur öffentlichen Widmung einer öffentlichen Straße mit Zustimmung 
des Grundstückseigentümers). Im Übrigen ist der Straßenbaulastträger, welcher 
die öffentliche Abwasseranlage zur Entwässerung der öffentlichen Straße be-
nutzt, gebührenpflichtig (so: OVG NRW, Beschluss vom 25.01.2016 – Az.: 9 A 
1042/13 - Kreisstraße; OVG NRW, Beschluss vom 22.01.2016 – Az.: 9 A 1650/13 – 
Landesstraße - ; OVG NRW, Beschluss vom 24.07.2013 – Az.: 9 A 1290/12 - ; OVG 
NRW, Beschluss vom 6.7.2012 – Az.: 9 A 980/11 -; OVG NRW, Beschluss vom 
16.11.2009 – Az.: 9 A 2045/08 - ; OVG NRW, Beschluss vom 10.8.2009 – Az.: 9 A 
1661/08 - ; Queitsch: KStZ  2015, S. 181 ff.). 

 
17) Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer eines 

Grundstückes eingetragen ist. Mit dem Begriff Grundstückseigentümer ist nicht der 
wirtschaftliche Eigentümer i.S.d. § 39 Abgabenordnung gemeint. 

 
18) Rechtsgrundlage für das Betretungsrecht ist § 98 Abs. 1 LWG NRW i.V.m. § 101  

WHG. 
 
19) Es empfiehlt sich, bei Kleinkläranlagen nicht auf der Grundlage des Frischwasser-

maßstabes, sondern auf der Grundlage m³/abgefahrene Menge abzurechnen und 
hierfür einen gesonderten Gebührensatz in der Gebührensatzung festzulegen. Zwar 
hat das OVG NRW mit Urt. vom 18.03.1996 - 9 A 384/93 entschieden, dass auch 
der Frischwassermaßstab bei der Entsorgung des Klärschlammes aus Kleinkläran-
lagen und der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben angewendet werden kann. 
Das OVG NRW hat aber ausdrücklich darauf hingewiesen, dass dies nur dann mög-
lich ist, wenn der Grundsatz der Typengerechtigkeit zur Anwendung gebracht wer-
den kann, d.h. weniger als 10 v.H. der gesamten Anzahl der Grundstücke, die an die 
kommunale Abwasseranlage angeschlossen sind, mit abflusslosen Gruben und 
Kleinkläranlagen bestückt sind und die gebührenpflichtigen Anschlussnehmer, die an 
das Kanalnetz angeschlossen sind, die durch Abrechnung der abflusslosen Gruben 
und Kleinkläranlagen über den Frischwassermaßstab nicht wesentlich mehr belastet 
werden. Die Abrechnung pro m³/abgefahrene Menge ist vor diesem Hintergrund als 
verursachergerechter im Sinne des Äquivalenzprinzips nach § 6 Abs. 3 Satz 2 KAG 
NRW anzusehen (vgl. im Übrigen: OVG NRW, Beschl. vom 8.12.2009 – Az.: 9 A 
604/09 - ; OVG NRW, Urteil vom 28.3.2003 – Az.: 9 A 615/01).  

20) Es wird auf Fußnote 19 verwiesen. 
 
21) bis 37)  

 
38) Die Rechtsgrundlage für das Betretungsrecht folgt aus § 98 Abs. 1 LWG  NRW 

i.V.m. § 101 WHG. 


